
reichs“. Lange galt Parität
zumEuro, wegen der Inflation
wurde der Wechselkurs im
Februar auf 1,10 Euro pro „E-
Mark“ festgesetzt. „ImKönig-
reich ist Inflation verboten“,
sagte Fitzek in einem Inter-
view, das er im Mai in Wolfs-
grün einem rechtsradikalen
Youtuber und AfD-Kreisrat
gegeben hat.

Erst im Februar schloss die
Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht (Ba-
fin) die Gemeinwohlkasse des
„Königreichs“, mit der Fitzek
ohne Lizenz Bankgeschäfte
betreiben wollte. Die Struktur
bestehe weiter, aber „außer-
halb der Öffentlichkeit“, sag-
te er jetzt in dem Interview.

Das „Königreich“ sei keine
Sekte, meint Fitzek, „bei uns
kommt man schwer rein und
einfach wieder raus.“ Auf
5500 „Staatszugehörige“
schätzt er seine Gefolgschaft,
das „Kernteam“ aber umfasse
unter 100 Personen.

Je mehr sich Fitzek in Rage
redet, umso offensichtlicher
wird sein Antisemitismus.
„Rothschilds“, „Satanisten“,
„globales Finanzsystem“, im-
mer wieder kommt er auf die
bekannten Schlagwörter zu-
rück. Er sieht sich auf der Hö-
he seiner Konjunktur: Die Co-
rona-Jahre, dann der Krieg in
der Ukraine hätten ihm und
seinem „Königreich“ unge-
ahnten Zulauf verschafft.

Der „könig“ mag teure autos

Eine Anfrage des Redaktions-
Netzwerks Deutschland
(RND) lässt Fitzeks Presse-
sprecher unbeantwortet.
Oben vor der Villa in Wolfs-
grün wird der Reporter eben-

werbe-, Brandschutz- oder
Baurecht. Das Experten-
netzwerk hat bereits einige
Erfolge vorzuweisen: Mit
Alkoholverbot und strengen
Kontrollen vermieste man die
Stimmung beimNeonazi-Fes-
tival Schild & Schwert. Weil er
gegen Auflagen verstieß, darf
der Besitzer eines Gasthofs in
Staupitz keine Konzerte mehr
veranstalten. Ein deutsch-
landweit bekannter Neonazi-
Hotspot ist damit dicht.

Wenn Gesetze egal sind

Strategie der Nadelstiche
nennt das Sachsens Innenmi-
nister Armin Schuster (CDU).
AuchwegenWolfsgrüngabes
Gespräche zwischen Land-
kreis und Expertennetzwerk –
was aber tun mit Menschen,
denen Regeln und Gesetze
ziemlich egal sind? Bürger-
meister Staab berichtet, dass
dieBewohner angefangenha-
ben, ein Gebäude auf dem
Grundstück abzureißen,
außerdemwürdedieGulasch-
kanone im Tal nach einem
Betreiberwechsel ohne Ge-
nehmigung und Gewerbe-
anmeldung betrieben wer-
den. Die Post mit entspre-
chendem Hinweis ist bereits
rausgegangen. „Wir haben
dadurch ganz schön Mehr-
arbeit“, sagt Staab. Aber auf-
geben werde man nicht.

Auch in Freiberg gibt es
nun ersten Widerstand gegen
die Landnahme des „Königs“
im Lehngut Halsbrücke. Ganz
vorne ist dabei das
Demokratiebündnis Freiberg
für alle, das sich 2021 mit
einem offenen Brief gegen die
Corona-Maßnahmen-Protes-
te wandte, die von den rechts-
extremen Freien Sachsen be-
feuertwurden.Der Freiberger
Pfarrer Michael Stahl sagt
dem RND: „Wir wollen über
Fitzek und das ‚Königreich
Deutschland‘ aufklären und
informieren. Die meisten
Menschen wissen gar nicht,
wer das ist undwelcheGefahr
davon ausgeht.“ Auf Face-
book kritisiert das Bündnis:
„Die Gemeinde könne ihr
Vorkaufsrecht mangels finan-
zieller Mittel nicht ausüben.
Daran zweifeln wir nicht.
Aber was uns auch sprachlos
macht: Die Gemeinde weiß
schon länger von den Plänen
und hat es nicht für nötig ge-
halten, hier alle Hebel in Be-
wegung zu setzen und die
Menschen vor Ort zu infor-
mieren.“ Pfarrer Stahl sucht
zudemRat in der brandenbur-
gischen Uckermark. In dem
180-Einwohner-Örtchen Ru-
tenberg kämpft ein
Demokratiebündnis gegen
die Landnahme durch Fitzeks
Truppen. Eine landwirtschaft-
liche Genossenschaft mit
40 Hektar Land und dem gro-
ßenGebäudederNaturscheu-
ne hatten Fitzeks Anhänger
schon übernommen. Weitere
Häuser hatten sie im Visier.
Würde Rutenberg zum „Ge-
meinwohldorf“ des „Königs“
werden? Dorfbewohner und
Behörden setzten alle Hebel
in Bewegung, konnten den
Verkauf weiterer Gebäude
verhindern. Slogans wie
„Kein Reich, kein König, kei-
ne Sekte“ hängen im ganzen
Ort. Der Landkreis und die
Stadt Lychen, zu der Ruten-
berg gehört, achten nun ver-
stärkt auf die Durchsetzung
von Gesetzen von Baurecht
bis Schulpflicht.

besetzten Gebiete angrei-
fen – nicht einmal mit Spe-
zialkommandos.“ Dieser
Schritt sei typisch für Russ-
lands Art der Kriegsführung.

„Das massive Hochwasser
macht jede Art von Militär-
operation am Dnipro unmög-
lich“, so Rácz. Die ukrai-
nischen Spezialeinheiten auf
der anderenSeite des Flusses
müssten jetzt sehr schnell
ihre Positionen verlassen,
denn das überflutete Gebiet
werde zu einer großen und
unüberwindbaren natürli-
chen Barriere. „Wir kennen
diePläne für dieGegenoffen-
sive der Ukraine nicht. Aber
wenndieUkraine irgendeine
Offensive am Dnipro geplant
hat, haben die Russen diese
Pläne jetzt zunichtege-
macht“, sagt Rácz.

Die Sprengung des Stau-
damms sei ein klassischer
Verteidigungszug, den es in
der Geschichte der Kriegs-
führung schon häufig gege-
ben habe, um die Offensive
des Angreifers zu behindern.
Für Russland bedeute das vor
allemZeit, erklärt derDGAP-
Militärexperte.

Die Ukraine forderte,
Russland für den „Terroran-
schlag“ zur Rechenschaft zu
ziehen und aus dem UN-Si-
cherheitsrat auszuschließen.
Bundeskanzler Olaf Scholz
sagte, die Zerstörung des
Staudamms reihe sich ein „in
viele, viele der Verbrechen,
die wir in der Ukraine gese-
hen haben, die von russi-
schen Soldaten ausgegan-
gen sind.“ Er sprach von
einer „neuen Dimension“
der Kriegsführung. Die Vor-
sitzende des Verteidigungs-
ausschusses im Bundestag,
Marie-Agnes Strack-Zim-
mermann (FDP), sagte dem
RND: „Dieser Angriff Russ-
lands auf den Kachowka-
Stausee ist ein weiteres un-
vorstellbar grauenhaftes
Kriegsverbrechen.“ Es zeige
einmal mehr, zu welch bruta-
lem Vorgehen Putin bereit
ist. „Es beweist auch: Dieses
Regime will niemals verhan-
deln.“

Eine neue Dimension
der Kriegsführung

russen und ukrainer beschuldigen sich gegenseitig, den riesigen
staudamm in der region cherson gesprengt zu haben. der nutzen

der aktion liegt aber eindeutig auf einer seite.

eiBenstock. Wer zum König
von Deutschland möchte,
muss erst einmal an seiner
Gulaschkanone vorbei. In
Wolfsgrün im Erzgebirge
thront die schlossähnliche
Fabrikantenvilla Bretschnei-
der auf einem Felsen über der
Zwickauer Mulde. Unten an
der Bundesstraße gibt es beim
Imbiss Erbsensuppe mit Kna-
cker – und unmissverständli-
che Ratschläge: „Der Peter“,
sagt die freundliche Betreibe-
rin zum Reporter, „sieht es
nicht so gern, wenn dort oben
geraucht wird. Setz dich bes-
ser hierhin.“ Ob man denn
auch dazugehöre zum König-
reich, fragt sie nicht ohne
Neugier, obmanvielleicht aus
Wittenberg angereist sei?

In der Lutherstadt Witten-
berg krönte sich der gelernte
Koch Peter Fitzek (57) vor
zehn Jahren zum „König von
Deutschland“. Am Rand der
Stadt in einem früheren Säge-
werk befindet sich immer
noch offiziell das Hauptquar-
tier seines Fantasiereichs. Fit-
zek bezeichnet die Bundesre-
publik als „Sklavenstaat“ und
will sein eigenes Reich auf-
bauen, in dem niemand Steu-
ern zahlen muss – jedenfalls
wenn er dem König vorher
Tausende Euro überwiesen
hat. Und Fitzek expandiert.
Zurzeit hat er Sachsen im
Blick.

Grund und Boden
fürs „reich“

Sachsen ist in den vergange-
nen Jahren ein unter Rechts-
extremen beliebter Zuzugs-
ort – auf der Suchenach reprä-
sentativen Immobilien, wie
Schlössern oder alten Guts-
häusern, haben sich auch die
Aktivitäten des „Königreichs
Deutschland“ verstärkt. Nicht
nur die rechtsextremenFreien
Sachsen werben hier mit se-
paratistischen Träumen vom
„Säxit“ und treten bei
„Reichsbürger“-Zusammen-
künften auf. Auch Fitzek sieht
hier fruchtbares geistiges Ter-
rain – und günstigen Grund
und Boden. Das erste Mal
warnte derVerfassungsschutz
imFrühjahr vergangenes Jahr
Landräte und Oberbürger-
meister vor den Siedlungs-
projekten der „Reichsbür-
ger“ – nur wenige Monate
später wurde bekannt, dass
Fitzek in Sachsen zwei herr-
schaftliche Anwesen gekauft
hatte: Schloss Boxberg in der
Oberlausitz und eben Wolfs-
grün im Erzgebirge für
2,3 Millionen Euro.

Jetzt kam das dritte hinzu:
Für 5,5 Millionen Euro, so Fit-
zek gegenüber „Bild“, ver-
leibte sich das „Königreich“
das Kanzleilehngut Halsbrü-
cke im Landkreis Mittelsach-
sen bei Freiberg ein. Das Geld
stamme wie bei den anderen
Käufen von seinen Unterta-
nen, die Fitzek gegen Wohn-
recht im „Königreich“ zum
Teil sogar ihre Eigentums-
wohnungen überschreiben.

In einem Werbevideo auf
der Website des „König-
reichs“ nimmt Fitzek seinen
neuesten Erwerb bereits aus-
führlich in Beschlag und lobt
den „königlichen Standard“
des aufwendig renovierten
Haupthauses. Interessanter
für seine Pläne eines „Autar-
kieprojekts“ aber sind die

vOn antOnIE rIEtzschEL
und Jan stErnBErG

Zerstörung der Anlage. Bil-
der zeigen, dass die Stau-
mauer auf etwa 300 Meter
Länge zerstört wurde. Eine
vier bis fünfMeter hohe Flut-
welle rollt nun auf den Hafen
von Cherson zu.

Neben dem Wasserkraft-
werk ist auch das bereits he-
runtergefahrene Atomkraft-
werk Saporischschja auf
Kühlwasser aus dem Stausee
angewiesen. Das Kraftwerk
war zuletzt unter russischer
Kontrolle. Die Internationale
Atomenergiebehörde IAEA
sprach am Dienstag aber von
„keinem unmittelbaren nuk-
learen Sicherheitsrisiko“.

Weil das Wasser des Stau-
sees in hoher Geschwindig-
keit abfließt, befinden sich
Tausende Anwohner in Le-
bensgefahr. Erste Orte in der
Region Cherson wurden
schon am Dienstagvormittag
überflutet. Stark betroffene
Gebiete sind vor allem das
russisch besetzte Ufer. Dort
befinden sich zwar auch Pos-
ten der russischen Armee,
die nun unter Wasser stehen.
„Das sind aber keine wichti-
gen Stellungen“, macht
Gressel deutlich. Diese wür-
den sich viel weiter östlich
befinden.

Bis zu 80 Ortschaften sind
durch die Überschwemmun-
gen bedroht, wie der ukraini-
sche Ministerpräsident De-
nys Schmyhal am Morgen

mitteilte. Auf ukrainischer
Seite läuft deshalb ein Not-
fallplan. Die Bevölkerung in
ersten Städten, wie in Niko-
pol, ist aufgerufen, Trink-
wasserreserven anzulegen.
Zivilisten aus den tiefer gele-
genen Gebieten am Dnipro
werden vom Katas-
trophenschutz mit Bussen
evakuiert. Die staatliche rus-
sische Nachrichtenagentur
Ria meldete, dass 22 000
Menschen in 14 Ortschaften
im Süden der Region von
Überschwemmungen be-
droht seien.

Laut Experte Rácz verfolgt
Russland mit der Aktion pri-
mär militärische Ziele: „Die
Russen haben durch die
Sprengung des Staudamms
ihre Westflanke gesichert.“
Russland verübe damit zwar
auch Terror gegen Zivilisten,
aber die Sprengung folge vor
allem aus militärischer Lo-
gik: „Die Ukraine kann jetzt
nicht mehr von Westen die

Wenn die Ukraine
irgendeine Offensive am
Dnipro geplant hat,
haben die Russen diese
Pläne jetzt
zunichtegemacht.
András Rácz,
militärexperte bei der deutschen
Gesellschaft für auswärtige politik

Massive Überflutungen: Die bereits 2022 erstellte Computersimula-
tion zeigt die Folgen der Sprengung. Die jetzt zerstörte Staumauer
ist ganz rechts oben zu erkennen.

sImuLatIOn: LarsWILdEränG/dämmnInGsvErKEt aB

falls höflich, aber bestimmt
abgewimmelt. Wohnmobile
stehen auf der Freifläche ver-
teilt, Kleinkinder tapsen über
den Vorplatz, im Sonnen-
schein wirkt alles wie in einer
etwas verpeilten Landkom-
mune.

Dann fährt ein weißer
BMW-Kombi mit Wittenber-
ger Kennzeichen den Pfad zur
Bundesstraße hinunter, ein
schlanker Mann mit Pferde-
schwanz sitzt am Steuer. Der
„König“ bevorzuge offen-
sichtlich teure Autos und sei
unter anderem wegen Fah-
rens ohne Führerschein be-
reits verurteilt, steht im Bran-
denburger
Verfassungsschutzbericht.

Die Kollegen in Sachsen
warnten das erste Mal im
Frühjahr vergangenen Jahres
Landräte und Oberbürger-
meister vor den Siedlungs-
projekten der königlichen
„Reichsbürger“ – nur wenige
Monate später wurde be-
kannt, dass Fitzek die beiden
Anwesen im Freistaat gekauft
hat. Der Käufer aber war nicht
Peter Fitzek selbst, sondern
ein unverdächtiger Stroh-
mann. „Das hat uns getroffen
wie ein Schlag“, sagt Uwe
Staab (CDU). Er ist Bürger-
meister in Eibenstock und
eigentlich froh über jeden, der
in denOrtmit knapp6000Ein-
wohnern ziehen möchte.
Doch jetzt hat er es mit Men-
schen zu tun, die die Bundes-
republik ablehnen – und da-
mit auch ihn. Staab und der
Landkreis haben sich an den
Freistaat gewandt, in der
Hoffnung auf Unterstützung.

Um der Landnahme durch
Rechtsextreme und „Reichs-
bürger“ entgegenzuwirken,
gibt es in Sachsen ein
Expertennetzwerk, das der-
zeit personell aufgestockt
wird. Verantwortlich ist das
Innenministerium – die Koor-
dinierung übernimmt jedoch
die Landesdirektion. Denn
dort kennt man sichmit Berei-
chen bestens aus, die relevant
sein können, wenn Rechtsext-
reme Kampfsport-
veranstaltungen anmelden
oder „Reichsbürger“
denkmalgeschützte Schlösser
übernehmen: etwa dem Ge-

deos nicht blenden. In mehre-
ren Bundesländern sind die
Behörden alarmiert von Fit-
zeks Expansionsdrang – und
ordnen ihn eindeutig als
Feind der Demokratie ein.
„Fitzek gilt innerhalb der ext-
remistischen ,Reichsbürger’-
Szene als besonders umtriebi-
ger Milieumanager“, ist im
aktuellen Brandenburger
Verfassungsschutzbericht zu
lesen. „Er zeigt sich offen im
Umgang mit rechts-
extremistischen Akteuren, ist
antisemitischen
Verschwörungserzählungen
zugeneigt und sehr am Geld
seiner Anhänger interes-
siert.“

Ähnlichwie bei sektenähn-
lichen Organisationen wie
Scientology würden „nicht
unerhebliche Einnahmen
über Seminargebühren er-
zielt“. Die verschiedenen
„Module“ des „Systemaus-
stieg-Seminars“ kosten je-
weils mehrere Hundert
„E-Mark“, das ist die
Fantasiewährungdes „König-

121 Hektar Land mit Wald,
Steinbruch, Molkerei, Käse-
rei, Kühen, Schafen und
Schweinestall. „Wir werden
hier auch Alpakas halten“,
kündigt Fitzek an.

eine Gefahr für die Provinz?
Das ist keine schlechte Strate-
gie: Die wolligen Tiere sind
der Sympathieträger über-
haupt. KönnenMenschen, die
auf ihren Weiden Alpakas
grasen lassen, böse „Reichs-
bürger“ sein?

Der Verfassungsschutz
lässt sich von den Werbevi-

Mann in seinem Fantasie-
reich: In Wittenberg krönte
sich der gelernte Koch Peter
Fitzek (57) vor zehn Jahren
zum „König von Deutsch-
land“.

fOtO: ImaGO/rOBErt mIchaEL

Widerstand im 180-Einwohner-Örtchen Rutenberg: Dort kämpft
Jörg Mellenthien vom Demokratiebündnis gegen die „Reichsbür-
ger“. fOtOs: Jan stErnBErG

Das hat uns
getroffen wie
ein Schlag.
Uwe Staab,
cdu-Bürgermeister in Eibenstock

Imposantes Anwesen: Schloss
„Wolfsgrün“ des selbst er-
nannten Königs.

Eigene Bank: Fitzeks
Gemeinwohlkasse wurde von
der Finanzdienstleistungs-
aufsicht geschlossen.

leiTarTiKel

Bei Putin muss man
auf alles gefasst sein

QMit der Sprengung des Staudamms Nowa Kachowka hat
der Krieg Russlands gegen die Ukraine die nächste Grenze
überschritten. Es ist ein bisher beispielloser Angriff auf die Inf-
rastruktur der Ukraine und damit auf das Leben von mindes-
tens 16000 Menschen. Zudem droht eine Umweltkatastrophe.
Was Russlands Präsident Wladimir Putin seit Beginn des Krie-
ges zynisch eine „Militäroperation“ nennt, mündet gerade in
totaler Zerstörung der Lebensgrundlagen in den russisch be-
setzten Gebieten. An internationale Hilfe, wie sie sonst bei sol-
chen Katastrophen aus den Nachbarländern anrollen würde,
ist in dem Kriegsgebiet nicht zu denken.

Wenn sich beide Seiten für eine solche Katastrophe die
Schuld zuweisen, muss man fragen: Wem nutzt es? Die Ukra-
ine jedenfalls hat an der Vernichtung der Existenzgrundlage
ihrer Bevölkerung kein Interesse. Zumal sie gerade eine Früh-
jahrsoffensive betreibt. Nun werden ihre Kräfte in der Ein-
dämmung der Staudammkatastrophe gebraucht, was die
Rückeroberungen ausbremsen wird. Russland wiederum
steckt in diesem Krieg fest und muss sogar Geländeverluste
hinnehmen. Der Kreml ist weit von seinen Kriegszielen ent-
fernt. Diese Flut nutzt also dem Aggressor Russland, dem je-
des Mittel recht ist. Bei Putin muss man auf alles gefasst sein.
Menschenleben sind ihm egal.

Nach 15 Monaten Krieg Russlands gegen die Ukraine
wächst auf beiden Seiten der Druck, endgültige Entscheidun-
gen herbeizuführen. International wird längst über eine Nach-
kriegsordnung nachgedacht, für die es aktuell zwei Optionen
gibt: Entweder es gelingt ein Friedensabkommen mit Gebiets-
verlusten für die Ukraine – dafür mit einer Mitgliedschaft in
der Nato und perspektivisch in der EU. Oder der Konflikt wird
eingefroren und die Ukraine wird für ihre eigene Sicherheit
wie in den vergangenen Monaten mit Waffen aus demWesten
versorgt. Für beide Varianten wird die Frage entscheidend
sein, wo zum Kriegsende welche Truppen stehen und welche
Seite welche Stadt als erobert ausgerufen hat. Im Südosten der
Ukraine entscheidet sich das Schicksal der Ukraine als Nation
und ob Putins imperialistisches Streben nach einem Großruss-
land Erfolg haben kann. Ein Großrussland, wie es Putin vor-
schwebt, vernichtet nicht nur die Existenz der Ukraine. Es be-
droht auch die Freiheit zahlreicher osteuropäischer Länder
und damit alle Nato-Staaten.

Für die demokratische Welt bleibt die Herausforderung, die
Ukraine weiter mit Waffen, Geld und humanitärer Hilfe zu
unterstützen und zugleich den Zeitpunkt nicht zu verpassen,
zu dem ein Ende des Krieges möglich ist. Das wird wahr-
scheinlich noch viele Monate, möglicherweise so lange dau-
ern, wie Putin im Kreml herrscht – auch wenn jetzt schon ge-
kämpft wird, als sei das Ende nah.

vOn Eva QuadBEcK
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Das wahre Problem
Q Die österreichischen Sozialdemokraten haben sich eine
Schlamperei geleistet, für die peinlich ein milder Ausdruck ist.
Auf dem SPÖ-Parteitag wurde zunächst der Falsche zum neu-
en Parteichef gekürt, weil bei der Auszählung von gerade mal
600 Stimmen die Ergebnisse verwechselt wurden. Aufgefallen
ist die Sache nur, weil auf eine Journalistenfrage nachgezählt
wurde.

Für die SPÖ und ihren nun wirklich gewählten Vorsitzen-
den Andreas Babler wäre es gut, wenn sie diese Posse als heil-
samen Schock begreifen und sich nach langen internen
Machtkämpfen mal wieder zusammenraufen würden. Sonst
wird es nichts mit den Chancen bei der nächsten Nationalrats-
wahl. Die steht 2024 an, möglicherweise aber auch schon frü-
her. Die regierende konservative ÖVP könnte es für taktisch
klug halten, Neuwahlen auszurufen. Es wäre allerdings auch
ein riskantes Unterfangen der ÖVP. Denn auf Platz eins in den
Umfragen steht derzeit die mindestens rechtspopulistische
FPÖ, obwohl die von einem Skandal zum nächsten rutscht.
FPÖ-Chef Herbert Kickl ist nie um einen rassistischen Spruch
verlegen. Auch an der ÖVP wird es hängen, ob Kickl Kanzler
wird oder anderweitig als Regierungspartner herumfuhrwer-
ken darf. Die Grenze nach rechts hatte vor wenigen Jahren
Sebastian Kurz geschliffen, der wegen Korruptionsvorwürfen
erst seine Regierung mit der FPÖ beendete und dann selbst als
Kanzler zurücktreten musste. Der Schock war offenbar nicht
groß genug: In den Bundesländern Ober- und Niederöster-
reich, arbeiten ÖVP und FPÖ zusammen. Die Bereitschaft,
Ruchlosigkeit zu ertragen und dumpfe Parolen zu honorieren,
ist das wahre Problem Österreichs. Verwechselte Stimmzettel
sind dagegen fast lächerlich.

vOn danIELa vatEs

Hannover. Gnadenlos
bricht sich das Wasser Bahn,
frisst sich Kubikmeter um
Kubikmeter durch die Über-
reste, die einmal der Ka-
chowka-Staudamm waren.
„Der Wasserstand des Stau-
sees sinkt jetzt schnell und
die Trinkwasserversorgung
vieler Städte ist gefährdet“,
so András Rácz, Militärex-
perte bei der Deutschen Ge-
sellschaft für Auswärtige
Politik (DGAP). Auch die
Wasserversorgung auf der
Krim sei in Gefahr.

Am Dienstagmorgen wur-
de die Staumauer und das
Wasserkraftwerk im von
Russland besetzten Teil
Chersons zerstört. Die Ukrai-
ne macht für die Explosionen
Russland verantwortlich. Der
Kreml spricht hingegen von
ukrainischer Sabotage. Un-
abhängig überprüfen lässt
sich das nicht. Der militäri-
sche Nutzen der Sprengung
liegt aber eindeutig auf russi-
scher Seite. DasWasserkraft-
werk, seitMonaten vonRuss-
land besetzt, war vor dem
Krieg für die Stromerzeu-
gung von großer Bedeutung.

Die Konsequenzen für die
Zivilbevölkerung werden
dramatisch sein, fürchtet
Gustav Gressel, Militärex-
perte des European Council
on Foreign Relations (ECFR).
„Das wird für die Menschen
vor allem in den Sommermo-
naten sehr schlimm.“ Die mi-
litärischenEinrichtungenauf
der Krim würden durch mo-
bile Wassertanks versorgt,
die Zivilbevölkerung zeitnah
evakuiert. „Wir sehen be-
reits, dass politische Gefan-
gene von der Krim auf das
russische Hinterland verlegt
werden“, so Gressel.

Eine Reparatur des Stau-
damms sei nicht möglich, so
der von Russland eingesetzte
Bürgermeister von Nowa Ka-
chowka im russischenStaats-
fernsehen. Auch der ukraini-
sche Kraftwerksbetreiber
sprach von einer kompletten

vOn svEn chrIstIan schuLz
und LucIE WIttEnBErG

Durchbruch auf 300 Metern Länge: Das Wasser des Kachowka-Staudamms fließt mit großer Geschwindigkeit ab – und bedroht Zehntau-
sende Menschen, die unterhalb des Damms leben. fOtO: uncrEdItEd/uKraInIan prEsIdEntIaL OffIcE/ap/dpa
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Wer stoppt den „König“?
Was als „reichsbürger“-sekte in Wittenberg begann, dehnt sich immer weiter aus. der selbst ernannte „König von
deutschland“ peter fitzek macht gute Geschäfte und kauft in sachsen das dritte Landgut. Warum stoppt ihn keiner?
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